
Die GmbH-Universität 
für die Mandarine der Zukunft (ny 
Nachtrag l und Materialien zur privaten Stiftungsuniversität 

"Solche Forschung kann ich besser an dem Wissenschaftszentrum betreiben, das 
unabhängig von Interessengruppen und frei von einer Universitäts politik ist« 
(Richard Löwenthai, Politologe, Otto Suhr Institut, Freie Universität Berlin). 
" Ich habe an der Gründung des Berliner Instituts mitge:ubeitet und werde weiter 
daran mitarbeiten, weil ich es für ein wissenschaftlich sehr wichtiges und demo
kratisch kontrolliertes Projekt halte« (Wolfgang Zapf, Soziologe, Universität 
Frankfurt). 

I, r. Zu Funktion und Folgen einer GmbH-Universität, zu ihrer Sprengung 
öffentlich-rechtlicher Bindungen, einschließlich des Art. 5 In GG, hat Christ und 
Welt schon am 25. April I969 eine informative Charakterisierung publiziert: 

»Um dem reformerischen Hin und Her zu entgehen, das keine technokratischen Lösungen 
kennt und das Heil vor den demonstrierenden Studenten in der Auflösung der Fakul
tiitsstrukturen sucht, erwägen mehrere Ordinarien (etwa K. Biedenkopf) aus ihren Insti
tuten Gesellschaften mit beschränkter Haftung zu machen. Diese Lösung hätte viel für 
sich: Die Professoren könnten den Lehr- und Forschungsplan aufstellen, den sie im 
Rahmen langfristiger Programme für optimal halten, ohne sich um esoterische Marxis
mus-Deutungen kümmern zu müssen. 
Schließlich wären die InS/iture nicht mehr einfad} .Öffentlichkeit< schledJlhin, wo jeder 
nach Herzenslust demonstrieren kann, sondern .Wirrschajtsbetriebe<, die sid, ihre Kun
den aussuchen dürfen •. % 

Man mag dies zusammen sehen mit den bemerkenswerten prognostischen Fähig
keiten Helmut Schelskys (der das was er schreibt, auch zugleich in Bielefeld prak
tiziert3): "Die Auswanderung der Forschung aus dem Hochschulsystem ist unver
meidbar«4. 

~ Wir möchten die Leser dieses Artikels bitten, ihnen verfugbares, schwerer zugängliches Material 
zu den hier angesprochenen Themenkomplexen (Privacuniversitäten; .External isierung, von 
Forschung; Industriedominanz bei diesen Prozessen ... ) der Redaktion d<T .Kritischm Justiz< 
zugehen lassen, so daß dieses in einer weiteren Arbeit zu diesem Problemkreis berudr.sichtigt 
werden kann. 

I Als zusätzliche Materialien - vgl. FN 1 in: KJ I / 70, S. 73 - des Wissensch:lftszentrums lier;en 
inzwischen vor: Bericht über das erste Jahr (Fassung Februar 1970, Fassunr; März 1970); Be
hauptungen und Tatsachen, Apnl 1970; Presseerklärung, April 1970. Sekundärmaterialien zur 
Wissenschaftszentrums-GmbH finden sich in: Die .GmbH Universitäte für die Mandarine der 
Zukunft ... , April 1970, 41 S. (vervielf. Man., vergriffen); GmbH-Universität mit öffentlichen 
Mitteln, in : FR vom 14.4.1970, S. 16 (Deutschland-Ausgabe); und azujührlichst jetzt: Srephan 
Leibfried, Lukas Niemann, JoadJim Gessmger ,.. a., Die .GmbH-Universittit< für die Mand .. -
rine der Zukunft . .. , Sonderdruck der Marburger Blätter mit Marerialien zu diesem Problem
kreis. Z,. besrellen über: Allgememer SwdentenaussdJUß der Universität Marburg, 111 },farbur;;, 
Erlen ring 5. (Tel. 21597) 

: Sperrung nicht im Original 
3 Vgl. dazu Schclskys .Zentrum für interdisziplinäre Forschung. (ZiF) ~n der Universidt Biele

feld: es handelt sich um ein Forschungsinstitut mit einem vierköpfigen Direktorium (vier 
Professoren: Schelsky, E. J. Mestmäcker, Friedrich Hirzebruch, Harald Weinrich), das die 
wesentlichsten Kompetenzen hat (vgl. §§ 1 I, n der ZiF Satzung), einschließl ich der Satzungs
änderung (v gl. § ~6). Umrahmt ist das ZiF von einem 16 köpfigen Beir~t, davon 2 Assistenten. 
Gekrönt wird es von einem geschäftsführenden Direktor, d. i. Helmut Schelsky (V!;l. Vorlesungs
verzeichnis der Universität Dielefeld, SS 1970, S. 14)' Zu einem An!;riff der Assistenten auf das 
ZiF (Forschun;;smittcl : ca 3°0000 DM; Forschungsmittel der Fakultät für Soziologie - .Lehr
forschung«? - ca. 3°000 DM) unter Verweis auf das Wissenschaftszentrum und dessen flucht-
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210 » •• • In den letzten Jahren sind aber aud, immer mehr kulrur- und sozial wissenschafdiche 
Forsd,unpinstitute außerh:tlb der Hochschulen [;egründet worden, zumeist weil für neue 
Aufpbenstcllunf;en die Hochschulen keinen Raum pben". Dieser Trend der Auswande
rung der forschun[; wird durch die ge[;enw:inige Hochschulkrise und deren Bilanz in den 
Hochschul~esetzen eindeutig verstirkt . " Das alles muß zu Lasten einer in der Hoch
schule verbleibenden Forschung gehen ... Der Hauptetfekt nach dieser Richtung scheint 
mir :lber in der psychologischen Wirkung zu liegen, die die studentischen Protesnktionen, 
ihre inneruniversiüren Kampfmittel der Mitbestimmung und die Auswirkung der Hoch
schulgesetze auf die forscher in den Universiüten, :llso vor allem die Professoren, aber 
:lud, viele H:lbilitanden, gchabt haben: der Drang, all diesen frustrierenden Kommuni
kationsexzessen und als entehrend empfundenen Aggressionen zu endlichen, um sich dem 
voll widmen zu können, W:lS diese Personen zumeist an die Hochschulen gezogen h:lt, 
n:imlich die Wissenschaft als Forschung, ist in unvorstellbarem M:lße gewachsen. 

Ohne hier die unterschiedlichen Ziele dieser Förderungsrichtungen ausführlich darzustel
len, wird es deutlich sein, daß die Hochschule auf die Dauer nur der On der Lenrfor
schung und zum Teil der Nachwuchsausbildung der Forschung sein kann, w:ihrend Schwer
punkrforschung und angewandte Forschung in die kommenden Hochschulstrukture!l 
k:lum noch hineinpassen und die Großiorschung niemals dorr betrieben worden ist ... 
Allerdings würde diese Differenzierung des Forschungssystems auch zur Folge haben, daß 
die Schwerpunktbildung der Forschung und die angewandte Forschung systematisch aus 
den Verwalrungs- und Selbstverwaltungsstrukturen der in den Hochschulgesetzen vor
gesehenen Hochschul-Lehranstalten gelöst werdenS. Die Frage scheint mir nur noch zu sein, 
ob diese notwendige Grenzziehung zwischen wissenschaftlicher Berufsausbildung und der 
Forschung nicht auch innerhalb der Hochschulen zu ziehen und damit für die Hochschulen 
ein autonomer, d. h. von Ausbildungsrücksichten freier ForsdlUngsbereich zu schaffen ist. 
Dies würde ermöglichen, daß ein großer Teil der Forschung innerhalb der Hochschulen 
verbliebe, diese sich aber zu einer polaren oder zwiegespalrenen Organisationsform ent
wickelten: auf der einen Seite die Organisation und Verfassung der Hochschule als aka
demische Lehranstalt bis zur Grenze der Berufsabschlußexamina, auf der anderen Seite 
die Hochschule als Forschungsorganisation mit der besonderen Aufgabe der wissenschaft
lichen Nachwuchsförderung (Promotionen) und einer sich spezialisierenden Forschungs
schwerpunktbildung der Fakulüten und universitären Institute.c<,8 

1,2. In der Verteidigung der Teilnahme bei der Gründung dieser Wissenschafts
GmbH, insbesondere durch Wolfgang Zapf, sind u. a. folgende Gründe angege
ben worden: 
Die Universitäten haben kein Monopol auf Forschung. Diese formalisierte Rhe
torik blendet den spezifischen wissenschaftspolitischen Kontext aus, in dem die 
WZ-GmbH steht: die Frage warum man sich an einem derart politisdl funkfio
nalisierten Projekt beteiligt, das seiner Funktion nach einen weiteren Schritt des 
Herausbrechens von Forschungsprozessen aus den politischen Diskussionszusam
menhängen der Universitäten (»Gegen-Universität«) bedeutet, bleibe unbeant-

konstruktion teilt das Direktorium mit: -Die DenksmriA:, auf die sim die protestierenden 
Stellungnahmen der Berliner Universitäten und der Westdeutsmen Rektorenkonferenz stütZt, 
enthält ausdrücklim den positiven Hinweis auf Konzeption und Arbeit des ZiF der Universitiit 
Bielefcld als einer Möglimkeit, innerhalb der Universität interdisziplinäre Arbeit zu institutio
nalisieren und dadurm die Flumt aus der Universität zu verhindern •. 

• Absmied von der Homsmulpolitik oder Die Universität im Fadenkreuz des Versagens, Güters
loh '969, '5' S., S. '39 ff.. 

S Vgl. insoweit aum eine Notiz im Berliner Telegraf (I. 5. '970) im Zusammenhang eines Berimts 
über einen Bundeskabinettsbesmluß zum WissensmaA:szentrum: _ Wie e. heißt, ist eine Gründun, 
weiterer Einrimtungen die.er Art an anderen Orten der Ilundesrepublik voq;esehen .• 

8 Im Zusammenhang eines abstrakteren Be;;riffsgertists wird vergleimbares vorgesmla;en in : 
Gerard Radnitzki und Gunnar Anderson, WissensmaA:spolitik und Oq;anisauonsformen der 
Forsmung, in: Alvin M. Weinberg, Probleme der Großforsmung, Frankfurt '970, S. 55 ff. 
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wortet. Die »Mobilität« zwischen Staat-Wirtsdlaf.-\Vzssenscha/l, Theorie-Praxis 
miißte erhöht werder:: für spezifische Formen von Mobilität, z. B. der zwischen 
sozial wissenschaftlicher Forschungs- und Konfliktstimulationsarbeit in den "Be
reichen« vertikaler und »horizontaler« Disparitäten ist das durchaus sinnvoll, 
dazu bedarf es aber gerade keines Wissenschaftszentrums. Mobilität in affirmative 
Richtung: auf Problembereiche des Kapitalverwertungsprozesses, bzw. der in sie 
eingebundenen öffentlichen Bürokratien orientiert, ist ein anderes Problem: dafür 
bedarf es einer politisch ausgerichteten Gegen-Universität wie dem WZB. Im 
übrigen sei al!ch die Max-Planck-Gesellscha/l eine private Organisation: Auch 
diese Organisation wäre durchaus unter ähnlichen Gesichtspunkten wie das 
W'issenschaftszenrrum zu kritisieren. Man nehme nur den personalen Aspekt 
der Einflußnahme wirtsd1aftlicher Interessengruppen auf der formalen Entsdlei
dllngsebene (Stand 13.6.1969): Von den 40 ordentlichen Mitgliedern des Senats 
der Max-Planck Gesellschaft sind 12 Wissenschaftler, sieben Vertreter der Re
gierungen und 17. Repräsentanten privater Großunternehmungen. Im Verwal
tungsrat, der die laufenden Geschäfte führt und den Haushaltsplan aufstellt, 
verschieben sich die Gewichte ähnlich wie bei der Deutschen Forschungsgemein
schaft zuungunsten der Wissenschaftler. Von seinen sieben Mitgliedern sind drei 
Wissensc.1.aftler. Darunter waren 1969 Bayer-Aufsichtsrat Adolf Butenandt und 
Professor Werner Heisenberg, der im Aufsichtsrat der AEG-Telefunken AG sitzt. 
Beide gehören überdies dem Kuratorium des Stifterverbands an. Ihnen gegenüber 
saßen der Bankier Klaus Dohrn (Berliner Handelsgesellschaft) als Schatzmeister 
und die Industriellen Erich Sei bach (Girmes Werke AG) und earl Wurster 
(BASF) sowie Karl Blessing, der als ehemaliger Präsident der Deutschen Bundes
bank der » Wirtschaft« nicht allzu fern steht7• Wie diese personale Dominanz 
relevant wird, läßt sich vielleicht am besten an dem MPG-Enrscheidungsverfah
ren in Bezug auf C. F. Weizsäckers Institut zur Erforschung der Lebensbedingun
gen der wissenschaftlich-technischen Welt demonstrieren" . 

. Bemerkenswert scheint vor allem, daß die Repliken der Kritisierten (wie auch 
teilweise die Kritiker) über die Problematik des organisatorischen Moments nicht 
hinauskommen: die davon nicht abtrennbare programmatische, den Inhalten 
der dort betriebenen Wissenschaft (wie sie sich in den Gründungsplänen andeuten) 
verbundene Dimension der Kritik9 hat dort kaum einen Adressaten. 

I,J. In dieser Richtung zeichnet sich für dieses Jahr, neben kleineren Vorhaben 
noch die Entscheidung über die Realisierung eines weiteren Großprojekts ab, das 
auf anderer Ebene als das Wissenschaftszentrum ansetzt, aber mit strukturell 
ähnlicher Problematik belastet ist: Vogels lO "private Sti/lungsuniversität«l1. 

1 Vsl. JO:l<:him Hirsc:h, Wissensc:hafHic:h-tec:hnisc:her Fortsc:hritt und politisc:hes System, Organi
sation und Grundbgen administrativer Wissensc:haftsfördcrung in der Bundesrepublik, Frank
furt 1970 (demnäc:hst bei Suhrbmp), S. 2J.1 (Manuskript) 

8 Vgl. dazu: St. Leibfried u. a., .Die GmbH-Universitiit für die Mandarine der Zukunft., Mar
burg J970, S. 45 ff.; Claus Grossner, Zerstrittene Zukunftsforsc:her, ill: Die ZEIT v. 19. Sept. 
1969 

• St. Leibfried u. a., a. a. 0 .. S. 8 (Kap. V), S. 10 (Kap. VI, 4), S. J I (Kap. VII, 2) 
10 Kulcusminiscer von Rheinland-Pfalz; Präsident der Kultusminisccrkonferenz; Vorsitzender des 

kulcurpolitisc:hen Aussc:husses der CDU; .führender Mann. in zahlreic:hen katholisc:hen Orga
nlS:1t1onen •.• 

11 Zur Stiltungsuniversidt generell - ausgewählte Veröffenclic:hungen: Stand 15. S. 1969. Wic:h
tigere Veröt1endic:hungen sind gesperrt gedruckt: Abd,in, Nanf"d: Muß der Staat das HodJ
schulmonopol haben? Plädoyer für eme Stijillngsumvemrät. Stut'!;arter Zeitung 15.11. 1968; 
Autenricth, Heinz: Das Hocnsc:hulwesen in den Vereinigten Staaten von Amerika. Konstanzcr 
Bläteer für Hoc:hsc:hulfral:en J9641c193-111; Bergsdorf, Wolfgang: Stilter gesuc:ht. Ist eine 
private Universität möglic:h? Publik 25.10.1968 (vgl. a.: ders. Die Welt 9.12.68); Branner, 
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2/2 I,J,I. Beiürwortcnde Außerungen ZU einem soldlen privatcn Universitätsprojekt 
findcn sich schon seit längercm in dcr veröffentlichten politischen, wissenschaft
lichen 1'lcinung. So schricb Dictrich Urbach sdlOn im Oktober 1963 in der indu
strienahen Zei tschrift » Wirtschaft und Wissensdlaft«: 

· Seit einigen 11on:uen bereits wird in Bonn über ~ine soldlc Stiftungsuniversit:it disku
tiert; der Staatssekretär im Bundesminiscerium für wissenschaftliche Forschung, v. Hepp~, 
~liq;lieder des FDP-ßundes\'orstandes, Vertreter der Industri<!, die konservative Deutschc 
Universitätszeitung und der Vorstand des Verbandes Deutscher Studentenschaften be
grüßen eine derartige Initiative •. 

Als wcitere Bcfürwortcr derartiger Projektc sind zu nennen: der chemalige CDU
Kultusministcr von Nordrhein-\'\:estfalcn, 11ikat, und der jetzigc Staatssckretär 
im Auswärtigen Amt und baldige EW'G-Kommissionjr, Ralf Dahrendorf, dcr 
1967 sagte: 

~Ich bin erst dann überzeugt davon, daß durch private Stiftungen eine wesendiche Wir
kung auf Ausbildung und Wissenschaft in der Bundesrepublik herbeigeführt wird, wenn 
ich die erste Stiftungsuniversität in der Bundesrepublik sehe, das heiße also, wenn neben 

Karl: Stellungnahme. Politische Studien Heft [84/[ 969; Dahrendorf, Ralf: Gesellsdlaf/spoli
:ische und soziologische Aspekte des Stif/ungswesens. in: Die Förderung des Stiftungswesens -
eine Aufgabe von Sta.lt und Gesellschaft. ,Wissenschaft und Wirtschaft,. Arbeitsschrift des Stif
ten'erbandes für die Deutsche Wissenschaft ß [969: Degener, DetlefJ (Dietrich Urbadl): Die 
Wirtsdlaft ist noch skcptisd,. Pi:;ne zur Gründung einer PrifJathodHdJUle Handelsblatt 
1 I. 8. [969: Ernst, Werner: Neue Studienwege für die berufsorientierte Ausbildung. Deutsche 
Universitätszeitung 1968/[ / 19; Flimer, Huberc: Lernen ohne Prisenzpflicht. Eine Stiftungs
universic:it eignet sich gut für das Fernstudium. Publik 14.2. 1969: Gather. Gernot: Gesell
schaftliche Funktion von Stiftungen in der Kulturpolitik. Hrsg. v. Forschungsrat des Landes 
Hessen, Bad Homburg/Berlin/Zürich 1966; Gloy, Klaus: Eine Hochschule auf privatrechtlicher 
Grundlage. Deutsche Uniyersit:itszeitung 1963/4/ 3-4: Halstead, D. Kent: College and Uni ver
sity Endowment. U.S. Department of Health, Education and Welhre Washington [965; 
Heinz 1 Urbach 1 Fliszar 1 Schiller: Hochsd",lreforln und HodHd,ulselbufJ<Twaltung im demo
kratisd"n RedJlsstaat. Bad Godesberg: Institut für Politische Planung und Kybernetik 1 96S; 

Kalb, Werner: Stiftungen und Bildungswesen in den USA. Institut für Bildungsforschung in 
der Max-Planck-Gesellschaft. Studien und Berichte. Berlin [968; Lenz: Entwurf einer Stiftunss
universität. Der Plan des Berliner Bildungspolitischen Arbeitskreises. Handelsblatt :. [Z. [96S; 
Löwe Rüdiger, Reform auf Umwegen? Zur Planung einer Privat-Uniyemtät in Deutschland. 
Die Zeit q. 3. [969; Mestmäcker, Ernst,Joachim: Unabhängige Universitäten zwischen Staat 
und Gesellschaft. Westdeutscher Rundfunk 14.7. 1968: deTS., Rechtliche Aspekte des Stifiungs
wesens., in: Die Förderung des Stiftungswesens - eine Aufgabe von Staat und Gescllschat'.:. 
) Wissenschaft und Wirtschaft.. Arbeitsschrift des Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschat'.:. 
B 1969; Mestmäcker, Ernst-Joadlim: Verf~ßu Fr"heu in einer neuen UmfJersit:it, in: Smulz. 
Gerhard (Hrsg.): Was wird aus der Universität? Tübingen [969, S. 101 ff.; Meyer, Paul W.: 
Hochschule als Stiftung, Ein Diskussionsbeitrag über Konzeption, Funktion und Organisation. 
Handelsblatt [3.114,6. [969: Moersch, K .. rl: PrifJate Modellhochschule. Das Parlament 1\ . ,. 
1968; Natan, Alex: Hat die private Uni Zukunft? Auch in Großbritannien konkrete Pläne: 
»Markt-Universität •. Hessische Allgemeine 29.7.1969 : Naumann, Michael: Brauchen wir die 
Elite-Uni? Münchner Merkur, Hochschulbeilage 8.7. [969; Pöggeler, Franz: Hochschulen al, 
Stiftungen, Eine Chance zur konkreten Hochschulreform. Politisch-Soziale Korrespondenz 
[. 4. [969; ders., Hochschulen als Stiftungen. Kulturpolitischer Informationsdienst [96717/10: bis 
[03; See/and. Rolf: Die InduscrieunifJerm:it - ein Ausweg aus dem Nad,wuchsdilemma? Dio 
öffentliche Wirtschaft 1969/1: Solm, Karl-Heinz: Außerstaat/iche Initiativen Zur Hochsd",j
gründung. Die Neue Gesellschaft 1969/1; Die nächsten 10 Titel sind von Dietrich Urbach, einen 
der Hauptschreiber für die Stiftungsuniversität verhßt: In Konkurrenz zur Tradition. Aus
for:n~ng der Idee einer Stiftungsuniversität. colloquium (Berlin) 196817/8-9; Stiftungsuninr
sit:it als Modellhochschule. Deutsche Universidtszeltung [968/7; Die Stiftungsuniversität al, 
Modell. Die Neue Gesellschaft [968/,; Stiftungs-Universität als Reformmodell. Der Volkswirt 
::. [I. [968; Eine Privathochschule für Kassel. Christ und Welt 29. I!. 1968; Eine Stiitun;;s
universität als Modellhomschule. Frankfurter Rundschau 15.2. [969; Reiormmodell Priya,
hochschule. Politische Studien Heft [84/1969; Privat-Uni - gesdlscha,qskon;ormes HodJSdml
modell? Bildung und Politik [969 :4/59-63; Eine Privathochschule als Reiormuniversidt. 1':e~" 
Zürcher Zeitung, Nr. J19 29.5 . 1969; Lehrerbildung an einer Privathochschule? Allbemoi no 
Deutsche Lehrerzeitung [969/8i7; l/ogel, Bernbard: Stcllzmgllabme. Politische Studien He:: 
I S41r969; WaU: Die hclltige .::irtsd,af/swissensdlafilidu Ausbildullg im LidJle der zukjiniiigo, 
An;orderllngen Von Wirtsdlaf/spra"is und industrieller Forsd,ung, in : Bildungspolitik f~,' 
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die staatlichen Hochschuleinrichtungen eine nicht staatliche getreten ist, wie immer diese 
im einzelnen konstituiert sein mag. Ich sehe erst in Initiativen dieser Größenordnung eine 
wirklich überzeugende Wirkung auf die Veränderungen in unserem Bildungswesen bis 
hin zu allen Bereichen der wissenschaftlichen Forschung«.': 

Als heure wichtigster Befürworter und Org:lnis:l.tor der »privaten Stiftungsuni
\'ersidt« wäre der rheinland-pf::ilzische CDU-Kultusminister I3ernhard Vogel 
zu nennen. Ober dessen konkrete Pbnungen :lllerdings ist genaueres nicht zu er
f:lhren, obwohl nach 1\ußerungen Vogels das Projekt »noch in diesem Jahr in die 
entscheidende Runde gehen« solJ1~.Für die Relevanz dieser Planungen spdche, 
daß private Universidten im neuen Hochschulrechtsrahmengesetz, dessen I. 

Lesung im Herbst dieses Jahres entsteht, bundesweit legalisiert werden dürften. 
}'hn vergleiche hierzu nur die in diesem Punkte dezidierte Fassung der Leussink 
Thesen (No. I,4 und 4): 

Wirtschaft und Gesellschaft von morgen. Schriftenreihe des Forschungs-Instituts der Deutschen 
Volks- und Betriebswirte e. V., Bonn. Heft I (Vortras 3uf dem Deutschen Volks- und Be
triebswirtetag 1966 in München); Wahl. Man/rrd: Wir brauchen eine Indl<strie-UnifJeTfittit. 
Die Zeit 19.4.1968; Wilhelmi, Jutta: Warum immer wie gesterll? MdB Moersch wirbt für den 
Gedanken .Private Stiftungsuniversität<. Allgemeines Deutsches Sonntagsbbn ,6. 5. 1968; 
Wilhelmi, Juna: Warten auf den Obertanen. Deutsche Universitäts zeitung 1969/:/"; Willers, 
Georg: Das Bildungswesen der USA. München 1965; Mikats VOTfchiag schon abgelehnt. Frank
furter Allgemeine Zeitung :9.7.1965; Privat-Universität? Frankfurter All~emeine Zeitung 
:.8.1965; Finanzierung der Hochschulen: ' ... vielleicht im Lotto spielen?< DAG-Korrespon
denz 3.8.1965; Für Bremen eine Stiftung. Frankfurter Allgemeine Zeitung j. 5. 1968; 
Stiftungsuniversit:it im Gespräch. Gesellschaftspolitische Kommentare 17. 10. 1968; Stiftungs
hochschule gepbnt. Frankfurter Allgemeine Zeitung 9. I!. 1968; Junge Wissenschaftler pla
"en eine private Hochschule. Hannoversche Presse 9./10. ll. 1968; Junge Wissenschaftler 
planen private Hochsmule. Hochschul-Dienst !1. I!. 1968; Loccumer Prolokolle: Die Finan
zieT/mg öffentlicher AI</gaben. Loccum. ~~.-15. / /. /968 (mil Bibliographie: PrlfJalhodJSchule); 
no6s6ulen: Stiitungsuniversität. Der Spiegel :5. 11. 1968; Vogel: Stiftungsuniversität. 
Frani<furter Allgemeine Zeitung :6. I I. 1969; Pläne zum Bau einer printen Homschule. Die 
Welt 16. Il. 1968; Stiftungsuniversität für 350 Millionen DM. Vorschbg des rheinbnd
pfälzischen Kultusministers Voge!. Frankfurter Rundschau ,6.11. 1968; Kommt es zu einer 
Stifh:nssuniversit:it? Hannoversche Allgemeine Zeitung :6.11. 1968; Zurückhaltung gegenüber 
Stiitungsuniversität. Stutt<;arter Zeitung :8. 11. 1968; Die UnifJersiräten brauchen Konkurrrnz, 
PI<blik-Gesprtich mir dem rluinland-pftilzischen KulzusmmiSlers Dr. Bernhard Vogel üver 
"inen Plan einer Sti{ll<ngsJ<ni<;ersiläl. Publik 29. 11. 1968; Bedenkea gegen Stiftungsuniversi
rät General:tnzeiger (Bonn) I S. I!. 1965; Doch priv~te Stiftungsuni versitiit? Gesellsm:tftspoliti
sche Kommentare 19. l!. 1968; Entwurf eines FDP-Hochschulgesetzes. fdk-F~chdienst für 
Kultur- und Bildungspolitik 1969/1; FDP plant private Universitiit. Publik 7. ~. 1969; .Elite
Universität< wird gep!:tn<. Fr~nkiurter Rundschau 7. ~. 1969; Privat-Uni der Industrie in Essen 
~epl~nt. Neue Ruhr-Zeitun<; 8. 2. 1969; Industrie plant Printunivers:tät. Tagesspiescl (Berlin) 
9.!. 1969; Priv:ttuniversität der Industrie geplant Stung~rter Zeitung 10.1.1969; Privat -
d:ts klingt so schön. Süddeutsche Zeitung I t. !. 1969; Privatuniversitiit. Christ und Weit 
q.:. 1969; Gesetzentwurf für Priv~thochschulen. Frankfurter Rundschau 17.2. 1969; Pläne 
für eine deutsche Stiflungsuniversität. Bildung und Erziehung 1969/2/I4; Wirtsch~ft für Uni
versität .K~ssel. colloquium (Berlin) 1969/4; Stiflungsuniversität abermals im Gespriich. Stutt
~:1:ter Zeitung 11.4.1969; Sli{lungsunwersiräl. Auswahl aZlS Veröffentlichungen zur Diskussion 
um eine Pri'T.·athodJSchttie in der Bundesrepublik. Berliner Bildungspolitischer Arbeitskreis. 
Bann, ~o. 4.1969; Pri\':tthochschule. Ausw:1hl aus Veröffentlichungen. Berliner Bildungspoliti
scher Arbeitskreis. Donn, 5.6.1969; Priv:tthochschule in Kassel. Deutsche Universiütszeitun<; 
1969/5~; Bund würde priv~te Uni unterstützen. Hessische Allgemeine (Kassel) 19.6.1969; 
Argumente für K:tsseler Universidt. Fr:tnkfurter Rundschau 1.7. 1969; Förderrtng privater 
HochsdJUlen durch den Blind? D:ts P~rlament 26.7. 1969; .Friedens-Universitiit< für Wien ge
plant. Von privater Seite fin:tnziert? Frankfur:er Allgemeine Zeitung 30. 8. 1969; Bremer 
Gründungssenat gegen Stiftungs-Uni. Hessische Allsemeine (K~ssel) 10. 9. 1969. 
Diese Materi~lsammlung verdanken wir dem .Berliner Bildungspolitischen Arbeitskreis., 
Büro K:tssel. 

12 Zit. n~ch Th. Risler, Wissensch:tflsförderung heute. Von den Möglichkeiten privater Initi:tti"e 
(angekündigt :tls: Stiftung,politik kontra St~~tsbürokr:ttie), in: Merkur Mai 1970, S. 473. 

13 Vg!. (Berliner) T~gesspiegel v. 30.4.197°: Ein Minister mit der Sammelbüchse. Priv:tt-Univer
sität :tus Stiftungsgeldern in DeutSchland geplant. Vg!. a.: Dichgans, Welche Universit:iten brau
chen wir? PEdoyer für eine Industriehochschule, publik '7. 3. 1970 und: Löwe, Wer stiftet 
<ine Universidt? in: Christ und Welt :9. 5. '970, 5'5 (au,fül,rlich). 
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2/4 Die Linder können Einrichtungen, die nicht von den Ländern g:etragcn werden. als Hoch
schulen anerkennen. wenn ihre Aufgaben denen der staatlichen Hochschulen entsprechen 
und ihre Struktur die Wahrnehmungen dieser Aufgabe gewährleistet. In diesem Fall 
gelten die Bestimmungen des Gesetzes sinngemäß, soweit sie nicht an den staatlimen Ch:\
rakter Jer Hochschulen gebunden sind. 
Vor ... der Anerkennung einer privaten Hochschule ist die Stellungnahme einer zentralen 
Stelle einzuholen. 

Vogels Planungen haben bislang schon drei - jeweils wieder verworfene - Formen 
angenommen: 
- die Forschungsuniversidt 
- die »Elite Universidt« für den wissenschaftlichen ~achwuchs, samt der Aus-
bildung yon Wirtschaftsmanagern 
- die ,Universität für Fortgeschrittene<, also eine für »graduate studies«.u 

1,3,2. Einer näheren Analyse der Vogelschen Planungen sei folgende Skizze der 
Funktionsdifferenziemng der Ausbildungswege vorangeschickt: im Zuge der 
bundesrepublikanischen wissenschaftspolitischen Entwicklung hat sich zunehmend 
ein hier nicht weiter zu hinterfragender Trend zur »Funktionsdifferenzierung« 
der Ausbildungsebenen in drei Qualifikationsstufen bemerkbar gemachtlS : 
- erstens, das Nachwuchspotential für Forschung und politisch-ökonomisch
administrative Leitungsprozesse, die ,lntegrationsspezialisten~ (»Rezeptma
cher«) 
- zweitens, eine breite Mittelschicht von technisch-wissenschaftlich differenziert 
geschulten Spezialisten (die »Rezeptanwender« ). 
- drittens, eine breite untere Schicht ohne jegliche Aufstiegschance in "unserer 
hierarchischen und modernen Leistungsgesellschaft« (die Iqllali/izierten Hilfs
arbeiter.: ). 
Die Anfangsplanungen von Vogel betrafen also die Qualifikationsstufe der 
»Integrationspezialisten«; erst in der bislang letzten Planungs phase hat er sich 
auf eine ,.Normalhochschule« als private Stiftungsuniversität festgelegt. 
Während also das Wissenschaftszentrum auf die höchste Qualifikationsstufe (» Füh
rungskräfte«, »Rezeptmacher«) abzielt, wird hier die nächst niedrigere Qualifl
kationssrufe aus dem Srstem öffentlicher Universitäten herausgebrochen. Dies 
mit durchaus ähnlicher Angriffsrichtung: 

1,],3. Diese Universität soll 3000 Studenten aufnehmen und wird ca. 400 Millio
nen DM Baukosten mit sich bringen, die selbstverständlich die öffentliche Hand, 
nicht der Verbund unternehmerischer Stifter bzw. Stiftungen tragen wird. Die 
laufenden Kosten (ca. 30 Millionen DMl]ahr) sollen aus den Erträgen gestifteter 
Gelder (etwa in Höhe von 400 Millionen DM) bestritten werden. 
Als "Spender« kämen in Betracht: Kirchen, Unternehmen, Gewerkschaften, un
ternehmerische Stiftungen. Selbst Prof. Sohn von der Krupp-Stiftung, jetzt 
Staatssekretär im Entwicklungshilfeministerium, hatte Bedenken gegen Spenden
fähig- oder willigkeit der Kirchenl6 • Viel Interesse an finanziellen Eigenbeiträgen 
dürfte auch auf Seiten der Gewerkschaften nicht bestehen: Warum sollten sie 

11 Ibid. 
15 Vgl. dazu niiher: St. Leibfried u. a., GmbH-Universität für die Mandarine der Zukunft, M.1r

burg 1970, S. 6; jürgen HabermJ.s, Empfehlungen zur technokratischen Hochschulreform? in: 
Politik, Wissenschaft, Erziehung. Festschrift für Ernst Schütte, Frankfurt 1969, S. 77 tf. (78): 
Hans Leussink. Quantiavie überlegungen zum terti:iren Bildungsbereich. a. a. 0., S. S 3 tf 
(vsl. die Fesrsetzungen z. B. auf S. 9l). 

\0 Loccume Protokolle J.. a. 0., S. SS. 
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auch zusammen mit den Unternehmen Ausbildungsstätten finanzieren, die lerzt
cndlich infrastruktureller Vorschuß für deren profitoriclltierte Produktion sind? 
Die »Spender« würden demnach im wesentlichen direkt bei den Unternehmen 
bzw. deren Stiftungen - Volkswagen, Krupp, Thyssen ... - zu suchen sein. 
Bei den Unternehmen selbst kämen die sechs schon jetzt in die wissenschaftspoliti
schen Lenkungsorgane eingebauten Konzerngruppierungen l1 noch am ehesten als 
Finanziers in Betracht: Siemens-AEG-Telefunken, Bosch ... ; August Thyssen 
Hütte, Mannesman Konzern ... ; IG-farben Nachfolger ... ; Krupp Kon-
zern I8 ••• ; Vereinigte Flugtechnische Werke Fokker GmbH ... ; Flick-Kon
zern ... ; Gute Hoffnungshütte AG ... Diese bzw. die unternehmerischen Stif
tungen werden aber (wenn nicht gleich von Anfang an wegen der hohen Finanz
aufwendungen für die laufenden Kosten öffentliche Gelder miteingesetzt werden) 
spätestens dann, wenn diese Universität halbwegs »funktioniert«, der öffentlichen 
Hand auch diese Kosten überlassen (ohne die Kontrolle aufzugeben). 
Das wäre nicht weiter außergewöhnlich in der Stiftungspraxis, da diese sich ja, 
wie der Geschäftsführer des industriellen Stifterverbands, Thorwald Risler, im 
Mai 1970 im Merkur schreibt, zum Zweck gesetzt hat, durch "Privatinitiative« 
»staatliche Aktionen« zu "provozieren« oder auch: "Marktlücken aufzuspüren 
und mit Stiftungsinitiativen zu füllen«, um dann in der zweiten Phase die Ko
stendeckung >abzutreten,. Hier wird in Kleinwarenproduzentenunschuld von der 
Wichtigkeit »individuellen Engagements", von der "Privatinitiative« geredet. 
Praktisch wird damit, wie Herr Risler am besten wissen müßte, die wissenschafts
politische Lenkungstätigkeit der "potenten gesellschaftlichen Kräfte« (Vogel), in 
der Regel der sechs dominierenden Konzerngruppierungen, legitimiert. 
Die Privatinitiative in ihrem emphatischen Sinne ist als Gründungsmotiv - hie:
wie beim Berliner Wissenschaftszentrum - nicht ernst zu nehmen. Auf dem Hin
tergrund der hochschulpolitischen Situation scheint das mit Mühe verschwiegene.
(s. Löwenthai) Motiv doch eher das, den zu weiten Teilen politisch-kritischen 
Uni-versitäten aus dem Weg zu gehen und dort verunsicherten Ordinarien bei 
entsprechender Alimentation »Fluchtpunkte« zu bieten 19 • Jedenfalls dürfte dies 
die Funktion einer solchen Gründung sein. 

1,3+ Darüber hinaus scheint der Modelldlarakter wichtig, den sich beide Insti
tutionen - das Wissenschaftszentrum und die private Stiftungsuniversität - zu
sprechen. Hier wird Wert darauf gelegt, eine »Reformuniversität mit Schrittma
cheraufgaben für den ganzen Hochschulbereich« bzw. ein Wissenschaftszentrum 
mit forschungspolitischen und strukturellem »Multiplikatoreffekt« zu institutio
nalisieren. 
Diese »Modell«funktionen wird man in einem längerfristigen Zusammenhang 
diskutieren müßen, der sich kurz als ,.Privatisiemng von politisdlen Planungs
fllnktionen" J als Auslagerung materiell öffentlicher Aufgaben in Privatrechts
formen (und in den Bereich unmittelbareren Zugriffs hochkonzentrierter Frak
tionen des Kapitals) umschreiben läßt. Wenn, wie es teilweise schon in den USA 
geschieht, ganze InfrastrukrurpIanungskomplexe (Verkehr, Städtebau, Regional
entwicklung, Gesundheitswesen, Ausbildung ... ) auf dem Wege des »contracting 
OUt« organisiert werden, so hat dies zur Folge, daß manifeste und latente Ent
scheidungs kapazitäten des »pOlitischen Systems« erodiert, die Schwelle der 
Restriktionen fürs politische System erhöht wird und daß die »Logik der kollek-

11 Vbl. ]o:,,:him Hirsch, a. a. 0., S. '44 /f. 
IS Sowohl Stoltenberg als auch Leussink waren beruflich mit Krupp verbunden. 
In Vb!. den Hinweis in: KJ 1;70, S. 78. 
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tiven, das heißt auch: der kollektiv finanzierten, Daseinsvorsorge« samt der ihr 
zugerechneten Konflikte neu zu charakterisieren ist.~o 
In diesem Konte~t könnte man die hohe organisatorische Fungibilidt begreifen, 
die jeglichem, auch dem formellen, politisch-öffentlichen Legitimationszwang ent

hoben ist: 

"Die Stiftunl;sunivcrsität kann ohne Rücksicht auf einl;cfahrene Gleise und staatliche 
Fesseln neue Modelle für Lehre, Forschunl; und innere Orl;anis:l.tion entwickeln und er
proben. Man kann schnell auf aktuelle Entwicklungen reagieren ... man kann auch die 
innere Ordnung nach Belieben regeln. Was sich nicht bewährt, kann sofort ohne Ein
schaltung einer schwerfälligen GeSetZl;ebunl;smaschinerie geändert werden"zl. 

Die Plastizidt der inneren Ordnung dürfte u. a. bedeuten, daß man den indu
striellen »Spendern« - wie beim \V'issenschaftszentruP.1 - einen unmittelbaren 
Zugriff auf diese Institutionen einräumen wird. Vielleicht dienen hier bestimmte 
Typen der amerikanischen Universitäten als Mode1l2~. Mag das »Kuratorium« 
(0. ä.) einer solchen Stiftungsuniversität auch im »pluralistischen« Sinne besetzt 
werden: es wäre dara uf hinzuweisen, 

.daß die gesellschaftlichen Interessengruppen keineswegs, wie die geläufigen Pluralismus
vorstellungen suggerieren, gleiche Chancen der' Durchsetzung haben und einander in 
einem labilen Gleichgewicht halten. Vielmehr ist der organisierte Einfluß der ... Wirt
schaftsunternehmen tatsächlich privilegiert. Deshalb ist die Befürchtung kein Hirnge
spinst: daß mit der Einrichtung eines Kuratoriums, das nach Vorstellungen des Wissen
schaftsrats organisiert und zusammengesetzt wäre, die Hochschule der Kontrolle einer 
mit delegierten Staatskompetenzen ausgestatteten, aber privJ.twirtschaftlich inspirierten 
Nebengewalt ausgeliefert werden könnte •. z3 

Dieser Absatz zielt auf die Kuratorialvorschläge des Wissenschaftsrates (1968) 
für die öffentlichen UniversitätenH : er gilt für die genannten Konstruktionen um 
so mehr. 
Wie beim Wissenschaftszentrum~5 basiert auch diese Konzeption auf einer Aus
verkaufstrategie gegenüber den öffentlichen Universitäten. So heißt es beim 
Projektstab um Vogel: 

.\venn wir anstelle eines Beamtengehalts von 5000 Mark Anl;estelltenbezüge von 10 ooe 
Mark bieren, werden wir genug Bewerber bekommen, vor allem unter jüngeren Leuten. 
die an anderen Universitäten schon zu lange auf ein Lehramt warten«. 

Gemäß Vogels 1968er Aussagen sollte dies eine Universität werden, die »eine 
Leistungskonkurrenz« für die öffentlichen Universitäten bedeutet und die ge
währleistet, daß »eine strenge Begabungsauswahl und Leistungskontrolle vor

genommen wird«~6. Hält man dies mit den hier dargelegten Annahmen über die 
Dominanz der »Stifter« 

:1l VgI. in diesem Zusammenhang: ]oachim Hirsch, a. a. 0 ., S. 267 ff. u. S. ~79 ff . ; Erich ]an"ch, 
Adaptive Institutions for shaping the future, in: Perspeetives of Planning, OECD, Paris 1909, 
S. 471 ff. ; Herben Gross, Neues Wirtschaftsdenken, Düsseldorf 1967. S. 49 ff. (.Dem Sta~t 
mehr Konkurrenz machen«); Don K. Priee, The Seientifie Estate, Cambridge, Mass. 1967. 

ZI Tagesspiegel v. 30. 5.1970. 
~~ Vgl. St. Leibfried. Die angepaßte Universität, Frankfurt 1969, S. 109 ff. 
Zl ]ürgen Haber",:", a. a. 0 ., S. 32. 

1. Empfehlunben des Wissenschaftsra,es zur S,ruktur und Verwaltungsorganisation der Uni"er
sic;icen. 

z:; VbI. den Hinweis in: K] 1.'70, S. 79. 
15 VbI. Loecumer Pro,okolle '4/1968: Die Finanzierung öffentlicher Aufbaben. S. i3 ff., 97/f. 

Zum S,iftungsproblem generell vgl. im übriben: Theo Schiller. Stiftungen im gescllschalHiillen 
Prozeil, Baden-Baden 1969; vgI. jetzt auch das V"demecum Deutscher S,iftunben. herausgege' 
ben vom induseriellen StiA:erverband. Der Stifterverband beginnt, 50 scheint es, lanbsam eine 
Kamp.sne für eine S,ifiungsuni versi,;it aufzubauen. Vbl. den Aufsa,z von Risler a. a. O. 
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- sowohl organisatorisch 
- als auch inhaltlich (in Bezug auf Art und Inhalt der installierten Studiengänge 
und Forschungskomplexe) 
zusammen, so darf man annehmen, daß hier ein Exempel »technokratischer Hoch
schulreform« statuiert werden soll, gerichtet u. a. gegen die politischen Arbeits
und Kommunikationszusammenhänge an den öffentlichen Universitäten, ausge
richtet an effizienter, leistungsintensiver, am vorgegebenen »industriellen« und 
»staatlic..~en« Bedarf fixierter Ausbildung. 
Hier werden, in Vogels 1965er Worten "geistig wie finanziell potente gesell
schaftliche Kräfte« als Repräsentanten der "pluralistischen Gesellschaft« die 
»totale Monopolstcllung des Staates in der Gestaltung von Schule und Hochschule 
brechen«, um »eine nicht-staatliche freie Universität zu schaffen«~7. 

Ir. Zurück zum Wissenschaftszentrum und zu einer Skizze der systematischen 
programmatischen Konstruktion dieser Institution: 
Man wird den Planungsansatz der GmbH-Universi.tät in Berlin vornehmlich 
unter einem Gesichtspunkt als qualitativ verschieden von den bisherigen sozial
wissenschaftlichen Forschungsinstitutionen der Bundesrepublik definieren kön
nen: 
Hier wird zum ersten Mal systematisch, für alle sozial-wissenschaftlichen Gebiete, 
der großzügig angelegte und ebenso finanzierte Versuch gemacht, verhalrens
tedmologische Forschungs- (und Ausbildungs- )ansätze durchzusetzen. 
Auf Verhaltenstechnologie ausgerichtete Forschung wird zwar auch jetzt schon 
an den Universitäten betrieben. Durch mangelnde Konzentrationsmöglichkeit, 
dilletantische Ansätze usf. bleibt sie aber dort meist folgenlos. Das könnte sich 
mit dem Wissenschaftszentrum ändern. 
Die Forschung, Aus- und Fortbildung zur sozialen Kontrolle (social control 
sciences) betrifft alle Ebenen der Manipulation: 
- die der sprachlichen Vermittlung, die angesprochen ist mit dem »Institut für 
Sprache und soziale Lebenswelt« 
- die der psychischen Formierung im Sinne der »mental health« Programmatik~O, 
dic den möglichen Zentrumsinstituten für vergleichende psychotherapeutische 
und sozial-psychohygienische Forschung und für Verbrauchererziehung zuzuord
nen wäre 
- die der konfliktkontrollierenden, konfliktabsorbierenden und konfliktrepri
mierenden Steuerung der bürokratischen Apparate des politisch-ökonomischen 
Systems institutionalisiert (und expressis verbis artikuliert)~9 in einem »Institut 
für Management und Verwaltung« und einem »Institut für Konflikt- und Frie
densforschung«. 
Auch an die für spcziell gehaltenen Probleme der kompensatorischen Infrastruk
turleistungcn ist mit der Einplanung eines Instituts für Urbanistik gedacht. 
Die tendenzielle Bedeutung einer solchen Institution läßt sich nur erfassen auf 
dem Hintergrund einer analytischen Voreinschätzung des gegenwärtigen ökono
misch-politischen Systems: Man kann mit Bergmann u. a. davon ausgehen, daß 
»die private Verfügungsgewalt über die industriellen Großunternehmungen und 
die dieser Verfügungsgewalt zugeordneten Investitionsentscheidungen als ent-

~. V;l. Loccumcr Pro,okolle ~ . ~. O. 
~8 Vgl. Z. B. Klaus Dörner, Die Hoc:hsc:hulpsyc:hiacrie, Sozialpsyc:hia,risc:her B.icra!> zur Hoc:h

sc:hulforsc:hunl;. Scu[[garc 1967, z. B. S. Z4 17. 
:I Vgl. KJ I/70, S. 77 ff. 
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218 scheidende restriktive Bedingungen politischen Handeins heute zu gelten (ha
ben) ,,3D. Innerhalb eines derart eingegrenzten Rahmens hätte das politische Sy
stem bzw. dessen "Zentrum« eine (relativierte) Autonomie, die sich definiert und 
bewähren muß an den "Lösungen« von 2. Komplexen von Systemrisiken: 

• I. das Risiko ökonomischer Krisen und Wachstumsstörungen, 
_. Das Risiko unkontrollierter Motivbildungen und Bedürfnisinterpretationen, sofern 

sie den hohen Legitimitätsbedarf des politischen und ökonomischen Institutionensr
sterns gefährden würden« . 

• In dieser Struktur des Verhältnisses von. Okonomie« und .Staat« degeneriert. Politik« 
zu einem Handeln, das zahlreiche und immer neu auftauchende. Vermeidungsimperative. 
befolgt, wobei die Masse der differenzierten sozialwissenschaftlichen Informationen, die 
ins politische System einfließen, sowohl die Früherkennung von Risikozonen wie die 
Therapie aktueller Gefährdungen erlaubt«31. 

Genau diese kognitiv-prognostischen, präventiven und repressiven Dimensionen 
der Absicherung dieser Risikokomplexe durch 
- Produktion und Verarbeitung sozialwissenschafH~cher Information für die 
Entscheidungszencren im ökonomisch-poli tischen System (» Forschung«) 
- Produktion von praktisch werdenden "Informationsträgern« für die Entschei
dungszencren des ökonomisch-politischen Systems (»Aus- und Fortbildung von 
Führungskräften«) 
sind in diesem Wissenschaftszentrum angesprochen. 

!Ir. Nun, noch einmal zum Management Institut der GmbH: 

II!, I. James E. Howe1l3t , vermittelt über die FORD Foundation, ist seit dem 
1. 4. I970 als Direktor dieses Institutes exportiert worden. Howell war bislang 
stellvertretender Dekan der Stanford Graduate School of Business (GSB). Auf 
Stanford und seine GSB einzugehen, mag daher fürs Wissenschaftszentrum und 
sein Managemencinstituc relevant sein: 
Die Stanford University33, deren Teil die GSB ist, ist eng verzahne, in Balkes 
Worten: »optimierend verzahnt«, mit dem Stanford Research Institute (SRI), 
eine der größten amerikanischen Forschungsinstitutionen (ähnlich z. B. der 
RAND Corporation).Die Forschungsausgaben des SRI betrugen (wohl I96S) 
60 Millionen S pro Jahr, davon die Hälfte Pentagon-Minel. Stanford selbst, 
samt seinem SRI, ist eingebaut in den ,.Stanford Industrial Park«, das wären die 
spin-off Industrien mit starkem Akzent auf Elektrotechnik. Das SRI selbst hat 
eine >Filiale< (Counterinsurgency-Feldbüro) in Bangkok, Thailand.~t 

30 J. Bergmann. G. Brandt, K. Körber, E. Th. Mohl. C. Offe, Herrschaft, KI:lSSenverh:ilcnis, Schid,· 
runs, in: Spätb.piulismus oder Industriegesllschaft?, Stuttgart 1969, 5.67 ff., S. 8! (jetzt aJ, 
Raubdruck). 

11 A. a. 0., 5.83. 
3: Angaben im Ameriean Men of Seience, The Soei .. l and Beh .. vioral Seiences, Itth cd., 1965: 

.Howell, Prof. James E(dwin), b. Sterling, Colo., Mac. 6, ~8. Economics. A. B., Fresno State 
Co I, So; fcl, IlIionois So-S1, M. A. SI; Ph. 0., Yale, 55. Instr, Yale, 54-56; Ieetr., California. 
S6; memo staff, Ford Found, 56-58, 6~; Prof. Eeon., Grad. School. Bus., Staniord, 58 -, Asso
eiate Oe:.n, 65 -, Ford Found. faeulty fe!, 59-60; Nat. Sei. Found. fe!, 63-64. U.S.A., 46-47. 
Maeroeeonomic systems; international economies; management edueation. Publ.: Co-auth. 
Higher Edueation for business; Mathematies for business decisions; European eeonomies - East 
and West, 67. Adress: St:.nford University Graduate School of Business, Stanford, Ca!. 94305.-

3J Die meisten der hiesigen Angaben stammen aus einem vervielfältigten Manuskript von Oavid 
Ransom (.Stanfordc). 

H Vg!. The University-Milit:lry Complex. A Oireetory and related Ooeumcnts. Ne.., York t96? 
(pub!.: Thc North Ameriean Congress On Latin Amerie:l, PO Box 57, Cathedral Park Station. 
New York. N. Y. (0025), S.16ft7. Adresse des Instituts: SRI-Regional Office, South East 
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Die allgemeine - schon personelle - Verflechtung der Wissenschafts institutionen, 
speziell von Stanford und seiner Management Fakultät mit den diversen Frak
tionen des Kapital53S und den expansiven Strategien der USA im Pazifik läßt 
sich leicht demonstrieren: 

III,2. Nehmen wir die GSB, die Howell als stellvertretender Dekan leitete. 
Einen Teil seiner Dekanatszeit dürfte Howell mit Arjay Miller, dem Dekan, ge
teilt haben. 
Miller war vor seiner Universitätszeit bei der Ford Corporation, verantwortlich 
für ,finance and management< und ist jetzt noch Mitglied von Fords "Board of 
directors«. Er wurde sozusagen in die Universität, die GSB, transferiert. In sei
nen >Abschieds<bemerkungen bezogen auf die Ford Company sagte Miller: 

.Ich bin zutiefst überzeugt, daß eines der kritischsten Bedürfnisse unseres Landes in einem 
größeren Grad in Kompetenz im Enrscheidungsprozeß liegt. Ansitze, die ihre Effektivi
tät im privaten Sektor erwiesen haben, können mit gleichem Erfolg auf öffentliche Zu
stände angewandt werden.« 

Diese Maxime, die ja auch im Management Institut des Wissenschaftszentrums 
verfolgt wird36, läßt sich kurz so umschreiben: es werden die an kapitalistischen 
Strategien orientierten Techniken und analytischen Verfahren im Management
bereich auf die insoweit noch »rückständigen« öffentlichen Bürokratien über
tragen31• Dadurch 5011 eine noch festere Verklammerung des politischen Systems 
in die Verwenungsstrategien der Kapitalien bewirkt werden. 
Henry Ford der Zweite, präzisierte Millers Funktion bei seinem scheinbaren 
Abgang an die Stanford Universität wie folgt: 

_In seiner neuen Position und als uns verbleibendes Mitglied unseres Direkroriums, wird 
Mr. Miller für uns ein wertvolles Bindeglied zwischen der Welt der Wirtschaft sein, in 
der wir operieren, und der wissenschaftlichen Welt, die unsere zukünftige Stärke besorgen 
soll.e 

Vor Arjay Miller war Ernst Arbuckle Dekan der GSB und zugleich Direktor 
des SRI. Arbuckle war diversen elektrotechnischen, agrikulturellen, finanzkapita
listischen Unternehmen durch Aufsichtsratsposten usf. liiert und hat nach seinem 
Universitäts»abgang« in einigen dieser Firmen den Posten des Direktors über
nommen. Ein Wissenschaftler mit Management Praxis, wie man sieht. 
Seit Arbuckles Zeit hat sich Stanford samt dem SRI zunehmend den Pazifizie
rungs- und Kapitalisierungsstrategien des »pacific rim", der Länder im Pazifik 
bzw. der Länder, die an ihn angrenzen, gewidmet - also z. B. Vietnam und 
Peru: 

IV,I. Stanfords Vietnam-Programm ist, um in der Sprache des Berliner Manage
ment-Instituts zu bleiben, eine »breite Investitionspalette« : 

Asia. Ban{;kok-Bank Building, 18>, Sukhumvic Road, Bangkok, Thailand (Tel. Sfl91). In 
Zürim unterhält das SRI ein Region,,' Office Europe: 8001 Zürim, Pelihnstr. 37 (Tel. 051-
44091:). Diesem Büro sind AEG, Telcfunken, Bosm, Siemens, die Thyssen Röhrenwerke, 
Hendtel u. Co, Dt. Babeodt und Wileox Dampfkessel Werke und die M"rkt- ~nd Industrie
enewidtlun{;s GmbH näher liiert. Neben sonstigen industrierelevanren Studien die dort ver
fertigt wurden interessiert hier insbesondere: Manag~m~nt Edut:ation in EUTOP~ (1968169); 
For~t:asting ,ot:ial chang~. 

3.5 Vgl. dazu aum: James Ridgew:lY, The dosed eorporation. Amerie"n universities in erisis, Ne", 
York 1968, z7l S. und St. Leibfried, Die angepaßce Universität, Frankfurt 1969, ~. 99 ff. 

38 Vgl. KJ 1/70, S. 77. 
37 Zu einer nur immanenten Kritik vgl. Frieder N"smold, Vernamlässigte Aspekte der Regierunl>s

und Verwaltunssreform in der Bundesrepublik Deutsmland, in: Kommunikation 4/69, S. 191 ff. 
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~20 Angefertigt wurden Studien über »Uberwachung und Reeonnaissanee«, über die 
Kampfempiindliehkeit von Helikoptern, über Kommunikation unter tropischen 
Bedingungen. Forschung und Entwicklung in bezug auf Aerosole wurde geleistet 
im SRI in Zusammenarbeit mit dem Army Chemieal Chorps. Forschungsarbeiten 
wurden abgeliefert über »tropieal rain forest eanopy penetration« (Durchdrin
gung der Laubdecke tropischer Regenwälder - von der Elektronik bis zur Ent
laubung). Insbesondere die Elektrotechnik wurde zu einem Schwerpunkt für die 
Kriegsforschungsinstitution Stanford und die mit ihr paktierende Industrie. 
Ca. 1110 der US-,Verteidigungs,forschungsmittel geht in diese dem Stanford
Komplex verbundene Industrie. 
Nun n:iheres zur Rolle der Stanford-Okonomen, somit teilweise zugleich auch der 
GSB, die Howell zu uns schickt: 
Während der rlnghohe Stanford-Okonom (»senior eeonomist«) Henry Robison 
1957 für kriegerische Interventionen gemäß der Maxime: »die freie Welt darf 
Südostasien nicht verlieren ... wie sie schon China verloren hat«, plädierte, be
reitet Stanford für MeDonnell Aireraft sdlon eine Forschungsarbeit zu diesem 
Thema vor, mit dem Titel: 
»Umweltsbedingungen in einigen ausgewählten Gebieten mit Potentialen für 
begrenzte Kriegsführung.« 
Eine Studie mit dem Ziel, sich einen Uberblick zu verschaffen über die »grund
sätzlichen Erwägungen ... die die Führung begrenzter Kriege in verschiedenen 
Peripherie gebieten Asiens« betreffen. 
I96[ leitet ein weiterer von Stanfords ranghohen Okonomen, Eugene Stailey, eine 
Spezialmission in Vietnam, »um kooperative Maßnahmen auszuarbeiten, damit 
die dringendsten Bedürfnisse dieses Landes auf finanzieller, militärischer, politi
Sc.1er Ebene befriedet werden können«. Stailey emphhl die Intensivierung 
militärischer und wirtschaftlicher Hilfe an die Diem-Diktatur. »Maßnahmen«, 
die nach seiner wissenschaftlichen Ansicht, »innerhalb von 18 Monaten die Sicher
heit wiederherstellen werden«. Stailey wird auch das Urheberrecht für die 
»strategie hamlet plans« - die Schutzhaft-KZs für die vietnamesische Land
bevölkerung - zugesprochen. 
SRI lnd Stanford haben sich selbst eine Maxime gesetzt, die der "senior eeono
mist« Robison so umschrieb: diese Institutionen »unterstützen die auswärtigen 
InyolYierungen unserer Regierung«, die, wie er sagte, darauf abzielen »ausländi
sche Regierungen die Möglichkeit zu geben, für ihre Bürger ein Klima der Freiheit 
und des Unternehmertums zu schaffen«. . 
IV,2. [964 übernahmen u. a. die Stanford-Okonomen eine (von vielen) Unter
SUc.1ungen für die Ageney for International Development (AID; >Entwicklungs
hilfe,) zum Thema: »die regionale und industrielle Entwicklung und Förderung« 
Perus. Eine UnterSud1Ung, die insbesondere in aufständischen Gebieten Perus 
durchgeführt wurde. Wissenschaftler, die in diesem Zusammenhang arbeiteten, 
darunter ein Stanford-Okonom, partizipierten später an einem pentagonfinan
zierten Projekt benannt COIN-Peru, von der US-Armee beschrieben als »eine 
Studie der Vor- und Nachteile der Bereitstellung von US->operational assistanee, 
für die Streitkräfte Perus, als auch der anderen Alternativen, vermittels derer die 
USA Einfluß auf die Entwicklung nehmen könne«. 
Eine der Alternativen, vermittels derer "die USA Einfluß auf die Entwiddung 
nehmen.< kann, scheint die zu sein, Manlgement für private und öffentliche Ver
waltung zu exportieren und Management-Institute einzurichten, um die 
Verfestigung kapitalistischer Strukturen in der Dritten Welt zu begünstigen. 
So versucht Stanford seit I 963 direkt in Peru die »industrielle Entwicklung zu 
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fördern«. Es setzte ein Programm durch, das zum GegenstanCl hatte, Cla~ 

»Managementexperren ausgebildet, Industrialisierung und Ingenieurschulen for
ciert werden sollten«. Peru ist seither ,Paten,!and für Stanford und seine Ent
wicklungsstrategien : I 963 gründete dort Arbuckles School of Business die ESAN, 
eine Variation auf sich selbst in Peru. Diese Management-Institution wird auch 
von Stanford mit Ausbildern beschidH. 
Vorsichtigerweise wurde ES AN in Lima unter Absehen von jeder Verbindung zu 
den Universitäten Perus gegründet, da diese radikale, anti-kapitalistische Strate
gien unterstützen und ein Institut mit »distinctly capitalist bias« nicht toleriert 
hätten. In den Jahren nach der Gründung haben denn, teilweise unter dem Deck
mantel des Pe:tce Corps, Fakultätsmitglieder der GSI3 in Peru »post-graduate 
management training« durchgeführt, um »management development« und 
»small business« in Peru und Kolumbien abzustützen. 

IV,J. Auch mit der BRD hat Stanford schon Erfahrungen im Management 
Export. I968 gab das US-Pentagon 32 3 000 S für folgenden Auftrag aus: 

.Dienste erlangt zugunsten der Bundesrepublik Deutschland um bestimmte Manage
ment Poliey und Praxis für und im Rahmen des bundesdeutschen Verteidigungsmini
steriums zu formulieren.« 

Das Projekt wurde (und wird?) realisiert vom SRI, zusammen mit Stanfords 
Okonomen.38 

Um das "Management-Gap«39 hier zu füllen, ,.das Klima des Unternehmertums« 
zu sichern ... geht Stanfords nächster Beitrag ans Wissenschaftszentrum Berlin, 
durch die Delegierung des Direktors Howell, der dort die ganze Arbeit samt 
Einstellung strukturieren soll. 
Dies geschieht durch Vermittlung und im Ende auch mit Finanzierung der Ford 
Foundation, die dem Wissenschaftszentrum schon I5 Millionen S für sein 
Management Doktorandenprogramm zugesichert haben soll. Auch die Ford 
Foundation ist, wie Stanford, kein Neuling im Management-Export-Geschäft. 
Sie finanzierte z. B. diverse Programme für »die Ausbildung der Manager-Infr.l
struktur in den Proto Capitalismen der Dritten Welt«'o. Sie unterstützte zusam
men mit der AID und dem CIA (über eine cover-foundation), z. B. ein Projekt 
an der Harvard-Universität, das auch die westdeutsche Managerausbildung mit
einbeziehen sollte: ein »Center for International Management« - in manchem 
ähnlich dem "Internationalen Institut für Management und Verwaltung« -, das 
aber schließlich in Harvard dennoch nicht aufgebaut wurde'o 41. 

IV, 4. Nachdem über Pressemeldungen (Frankfurter Rundschau v. I2. 5. I970) 
und Gegendarstellungen der Wissenschafts-GmbH (Frankfurter Rundschau v. 
28·5. I970) dieser Artitkel schon im Vorabdruck Gegenstand öffentlicher Kon
troverse ist, mag es sinnvoll sein auf diese einzugehen: 
Gerd Brand, Geschäftsführer der privaten Gegenuniversität, läßt in einer Gegen
darstellung (adressiert an die Frankfurter Rundschau)42 folgendes verlautbaren: 

3d Vgl. 111e University-Military Complex, :l. a. 0., S. 51. 
lD Zum M:lnagement Gap vgl. die in »Wissensch:lft im Klassenkampf. nachgedrud<.tc Licer:ltur und 

z. D.: Haben wir eine .Management-Lücke.?, Stifterverband für die deutsche Wissenschaft, 1968. 
'0 Ang:lben entstammen eines verviclf. M:ln. o. 0., o. J., o. A. 
41 Zur Selbstreflexion der US-Sozi:llwisscnsch:lften über Ihre Beteiligung :ln .counter-insurgency. 

Forschungen vgl. Irvin; Louis Horowitz (Hg.), 111e Rise "nd Fall of Projeet Camelot, Studies 
in ehe Rebtionship Between Soci:ll Seienee :lnd Praetical Polities, Cambridge 1967 . 

• 2 Per Rechts:lnw:llt zugestellt. Rechtsanw:llt: Anna von Schoenebeck, Amrehm u. a. o,'on Person 
bekannt., "':lr :lUch bei der Satzungssebung der Wissenschafts-GmbH beteiligt. 

221 
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222 .. Es wird behauptet, die Stanford Graduate School of Business (GSB), deren Dekan Prof. 
Howell ist, habe ein Vietnam Programm und betreibe Kriegsforschung. Diese Behaup
tung ist falsch. 
Sie behaupten, das internationale Institut für Management und Verwaltung, dessen 
Direktor Prof. Howell ist, solle zum großen Teil aus Mitteln der Ford-Foundation 
finanziert werden. Tatsache ist, daß keine konkreten Pläne dieser Art bestehen. Vielmehr 
soll das Institut aus Bundesmitteln finanziert werden. Das Wissenschaftszentrum Berlin 
hat jedoch im Hinblick auf den internationalen Charakter seiner InStitute wiederholt 
erklärt, daß es spiiter an einer Förderung von dritter Seite (Regierungen anderer Staaten, 
internationale Organisationen, deutsche und ausländische Stiftungen z. B. Ford Founda
tion) interessiert ist ... 

Gemäß den uns verfügbaren Informationen »behaupten« wir, daß die Stanford 
Universität, insbesondere das SRI und auch die GSB (zu Arbuckles Zeit wurden 
beide Organisationen in Personaleinheit geleitet) durch Forschungsaktivitäten 
militärischer, technologischer, sozial-technologischer Art (teils pentagon-, teils 
industriefinanziert) in die Unterdrückungsprogramme der USA im Pazifischen 
RaHm (»Forschung im Dienste der Repression «) >verstrickt( ist. Ob die GSB 
(qua Fakultät) ein» Vietnam-Programm« hat und »Kriegsforschung« betreibt, ist 
uninteressant (und auch nicht behauptet). 
Zur Finanzierung durch die FORD-Foundation ist zu bemerken: Der Wissen
schafl:srat selbst spricht in einem spätestens auf Anfang I970 datierenden Entwurf 
von »einer Absichtserklärung der Ford-Foundation, einen Beitrag zur Finanzie
rung des Instituts zu leisten«43. Der durch Brand gewöhnlich gut informierte 
Berliner Abend berichtet am 22. 4. I970: 

• Wichtiger aber noch war das Angebot der Ford-Foundation in Europa 15 Millionen 
Dollar für ein Programm auf diesem Gebiet auszugeben. Es fehlte nur noch das Institut 
... Als die FORD-Foundation wußte, daß James E. Howell nach Berlin verpflichtet war, 
wurde die Unterstützung zugesichert •. 

Der Abend unterstützt im übrigen von Anfang an das Wissenschafl:zentrum ohne 
Zögern. Nach der Pressekonferenz der GmbH berichtete die FAZ am 23· 4. I970: 

.daß die FORD-Foundation 15 Millionen Mark für ein europäisches Doktorandenpro
gramm unter der Bedingung geben wollte, daß die europäischen Partner dieses Vorhaben 
ebenfalls mit 10 Millionen DM untersrützren. Um hier berücksichtigt werden zu können, 
habe man sich entSchlossen, möglichst schnell erst einmal ein Institut für Management zu 
gründen. Ob das Berliner Instirut nun die Gelder der FORD-Foundation erhalten wird, 
ist noch nicht entSchiedene. 

Von derselben Pressekonferenz berichtet der Telegraf (anders als die FAZ) Defi
nitives über die Finanzierung, und die »BZ« verweise darauf, daß die FORD
Foundation Pläne zur Förderung eines ähnlichen Brüsseler Instituts im Hinblick 
auf die Wissenschafts-GmbH zurückgestellt habe. Die Los Angeles Times schreibt 

am 3. Mai I970: 

-At the end of the rainbow is a pot of Ford-Foundation gold - some S 15 million the 
foundation wantS to put into an Americanstyle think tank in Europe. Brand figun:s 
West Berlin is the ideal place but he hopes tO launch the center independent of such 
brgess.e 

Man mag nun selbst beurteilen, ob »konkrete Pläne dieser Art bestehen «. 
Weiterhin läßt Herr Brand verlautbaren: 

" 5'. Leibfried u. :t., :l. :t. 0., 5. 40. 
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• Wenn Sie schreiben, Professor Howell solle die ganze Arbeit des Internationalen 
Instituts für Management und Verwaltung samt Einstellung strukturieren, so ist dem 
zu entgegnen: Der Gründungsplan des Internationalen Instituts für Management und 
Verw:tltung ist auch für den Gründungsdirektor Howell bindend. Dementsprechend 
geschieht die Strukturierung der Forschungsarbeit des Instituts im demokratischen Ein
\'ernehmen mit den ständigen wissenschaftlichen Mitarbeitern. Darüber hinaus ist der 
Direktor gegenüber dem internationalen Aufsidmgremium des Internationalen Instituts 
für Management und Verwaltung verantwortlich .• 

Der einzige Punkt, an dem dieser Gründungsplan nicht vage ist, ist der der ,poli
tischen Konzeption<: technokratische Anpassungsarbeit auf Spitzenebene im 
Rahmen vorausgesetzter und zu stabilisierender Kapitalverwertung zu leistenH . 

Da nach Presseverkündigungen Brands erst Ende des Jahres 8 Ausländer und 1 

Deutsche eingestellt werden sollen ( wer hat diese de facta ausgewählt? wurden 
sie ausgeschrieben? um welche Wissenschaftler handelt es sich? ... ), kann Herr 
Howell, den das Zentrum zu bislang immer noch verschwiegenem Honorar45 seit 
dem I. April 1970 in Dienst genommen hat (und der weiterhin noch in Stanford 
residiert), bis dahin in "demokratischem Einvernehmen« mit sich selbst handeln 
und Personelles als »Gründungsdirektor« entscheidend vorstrukturieren. Schließ
lich »spielt (der Direktor) eine übergreifende Rolle der Koordination und trägt 
die Hauptverantworrung für die Erreichung der Ziele des Instituts« (Gründungs
plan). Schon im Hinblick auf die starke Anlehnung an den amerikanischen Typus 
direktorialer Wissenschaftsverwaltung, der dem Gründungsplan zugrundeliegt, 
dürfte Howell eine starke Stellung haben. 
Im übrigen: daß der Fachausschuß48 den Direktor kontrolliere, ist - falls er es 
überhaupt tutH - bei der gegebenen Zusammensetzung dieses Ausschusses un
wichtig; darüber kann auch der x-fache Gebrauch von »international« nicht hin
wegtäuschen. Genau darin, daß entgegen allem Pluralismusgerede das politische 
und praktische Vorverständnis des Instituts festgelegt (s. Gründungsplan) ist und 
daß Herr Howell dieses in seiner wissenschaftlichen Vorarbeit und politischen 
Sozialisation schon längst verinnerlicht haben dürfte, genau darin liegt im übri
gen auch die Unsinnigkeit des Verweises aufs "demokratische Einvernehmen«:: 
Solange eine politisch-wissenschaftlich homogene Wissenschaftlergruppe selegiert 
wird ( ... der Gründungsplan ist ja schließlich für Howell verbindlich ... ), so
lange ist "Demokratie« dort sowieso nie mehr als eine Klima- und Motivations
frage, jeglicher substantieller Momente entleert. 
Als letztes, zur Charakterisierung der Pressepolitik des Wissenschaftszentrums, 
sei auf eine Passage eingegangen, die wesentlich nur die Meldung der Frankfurter 
Rundschau betriff!:: 

.. Die Meldung, die ProfessOretl Aron und Karl W. Deutsch hätten ihre Mitarbeit als 
Mitglieder des Fachausschusses für das vom Wissenschaftszentrum Berlin geplante Inter
nationale Institut für KonJIikt und Friedensforschung eingestellt, entspricht nicht den 
Tatsachen. Beide sind nach wie vor Mitglieder des Fachausschusses . • 

Daß R. Aron seine Arbeit beim Wissenschaftszentrum eingestellt hätte, wäre in 
der Tat - angesichts seiner politischen Prädispositionen - verwunderlich: dies 
dürfte eine Falschmeldung gewesen sein und Aron hat dies sicher auch gleich in 
einem Brief beteuert. Zu Karl W. Deutsch, Harvard-Professor für Politikwis-

" Vg!. zum Gründungsplan: KJ ,170, S. 77 ff . 
.. Sdürzungsweise (ie nam Umremnungsquore): UO OOD-ISO ~oo DM/Jahr. 
'0 Zur Zus:1mmenserzun; vg!. KJ 1/70, S. 74 FN 4. 
" Vb!. dazu die Süddeutsme Zeitung vom 25.1,6. 4- '970. 

22J 
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22-1 senschafl: und Präsident der International Political Science Association, genügen 
Zitate aus einem Brief vom 4. Mai 1970 an G. Brand, die dieser (~information 
management«) der Öffentlichkeit '1/orenthielt: 

-As you rec:l.II, I took ccrt:l.in views on these mattcrs at the meeting of our Advisory 
Council laSt February. Now, as then I should suggcSt clour ties wieh the universieies 
0/ WeH ßerlin ... , explicit provisions for the security and sdlOlarly indepenoence of all 
scholars, senior :l.nd junior, and for some explicit share for them in the governing of 
the Institute, the deliberations about the development of a research program ano about 
the sclection of a Director ... The problems of the Berlin Science Center can only by 
workcd in Germ:ln)', by German scholars and statesmen. I hope that they will be worked 
out successfully :l.nd that solutions will bc found that command wide agreement, inclu
ding chat 0/ ehe Rectors oi the two West ßerlin universities and 0/ the sdlolars who may 
share Professor Fetscner's prescnt concerns. 
Uneil sud} agreement is reached, however, I should be grateful if you would not use 
my name in connection with the proposed Institute. I should not like eo seem to be taking 
sides, even unwittingly, with the prescnc promoters 0/ the Institute against their senous 
and responsible critics. 
When )'Our problems will be resolved constructively, ... , I shall be glad to help in the 
cause of your proposed Peace Reasearch Institute in any way I can .• 18 

Nun, da Herr Brand mit Karl Deutsch's Namen wieder Pressepolitik betreibt, 
müßte man annehmen, daß er sich mit den beiden Westberliner Universitäts
präsidenten über das Wissenschafl:szentrum einig geworden ist? 

V. Die Veröffentlichung zum Wissenschafl:szentrum in der letzten Nummer der 
Kritisd}en Justiz hat Material geliefert für Ansätze zu einer wissenschafl:s
politischen >Kampagne<. 
Sie wurde als Agitationsgrundlage an der Freien Universität vervielfältigt, ver
teilt und verwertet und ist auch in das vervielfältigte Gutachten eingegangen, daß 
auf der Pressekonferenz der FU/TU verteilt wurde l '. Insoweit mag diese Ver
öffentlichung sinnvoll, weil folgenreich gewesen sein. 
Folgenreich auch insofern, als das Wissenschafl:szentrum Berlin die Möglichkeit 
hochschul- und wissenschafl:spolitischer Aktion innerhalb der FU >reaktiviertet 
und die praktische Auseinandersetzung mit diesem Zentrum im Zusammenhang 
des Kampfes gegen die technokratische Hochschulreform (s. u. a. Leussinks Thesen 
und im September Leussinks Hochschulgesetz) öffentlich und kontrovers disku
tiert wurde (teach in am 27.4. 1970, TU Berlin) 
Für den Bereich der veröffentlichten Meinung hat dieser Beitrag Vorinterpreta
tionen beigesteuert, die teilweise übernommen wurden, aber angesichts der 
marginalen Bedeutung >veröffentlichter Kontrolle< und der restriktiven Bedin
gungen ihrer Produktion wirkungslos bleiben mußten. 
Für den Bereich institutionalisierter Aktivitäten im wissenschafl:spolitischen Be
reich (Bundesassistentenkonferenz, Präsidialämter FU/TU, Westdeutsche Rek
torenkonferenz ... ) sind Informationsdefizienzen ausgeglichen worden, so daß 
ein zeitlich/sachlicher Handlungsvorreil erreicht wurde. Für Handlungen aller
dings, die sich nicht im Rahmen politischer Strategien, sondern eher reaktiv, und 
nicht in Bezug auf aktiv partizipierende demokratische Gruppen definierten. 
Schon deshalb ist anzunehmen, daß diese bürokratischen Aktivitäten, so ernsthafl: 
sie auch gemeint sein mögen, den Trend kaum blockieren oder gar :indern, son
dern bei ?v1arginaikorrekturen sich auf ihn einlassen werden. 

Lukas Niemann 

1. Alle Sperrungen nicht im Origin:d. 
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